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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der Grund- 
regeln für die Finanzierung der Interventionsausgaben auf 
dem Binnenmarkt für Obst und Gemüse 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 988/68 des Rates vom 15. Juli 1968 über die 
Finanzierung der Interventionsausgaben und der Erstat- 
tungen für Obst und Gemüse. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Mai 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu den genannten Kommissionsvor- 
schlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festsetzung der Grundregeln für die Finanzierung der Inter- 
ventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2591/ 
70^), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2 und Arti- 
kel 6 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik®), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Für jeden Bereich der gemeinsamen Marktorgani- 
sation müssen die Grundregeln für die Finanzierung 
der Interventionsausgaben festgelegt werden. Die 
Rücknahme vom Markt, die im Rahmen von Artikel 
6 der Verordnung Nr. 159/66/EWG des Rates vom 
25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation für Obst und 
Gemüse '‘), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2515/69^), durchgeführt wird, die An- 
käufe gemäß Artikel 7 sowie die Verpflichtungen 
der Erzeuger zur Nichtabgabe gemäß Artikel 7 b 
Absatz 2 dieser Verordnung sind mit Ausgaben verr 
bunden, die von der Abteilung Garantie des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft - im folgenden „Fonds" genannt - 
zu tragen sind. 

Der Absatz der aus dem Handel gezogenen oder 
angekauften Erzeugnisse entsprechend einem der 
Verwendungszwecke im Sinne von Artikel 7 b Ab- 
satz 1 der oben genannten Verordnung bringt Aus- 
gaben und Einnahmen mit sich. Es ist zweckmäßig, 
daß* der Fonds den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Ausgaben und den etwaigen Nettoeinnahmen trägt ~ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sektor Obst und Gemüse sind itn Rahmen der 
Interventionen gemäß der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG bei der Abteilung Garantie des Fonds zu ver- 
rechnen: 


a) der den Erzeugerorganisationen gemäß Artikel 6 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG gewährte finan- 
zielle Ausgleich. 

b) die Ausgaben für die Ankäufe gemäß Artikel 7 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG; 

c) die den Landwirten gemäß Artikel 7 b Absatz 2 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG gewährten Ent- 
schädigungen; 

d) die gemäß Artikel 2 bestimmten finanziellen Aus- 
wirkungen von Artikel 7 b Absätze 1 und 3 der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG. 

Artikel 2 

Bei der Anwendung von Artikel 1 Buchstabe d wird 
die Differenz festgestellt zwischen A) einerseits: 

a) der Gesamthöhe der Kosten für die Verarbeitung 
der zum Gegenstand der Intervention gemachten 
Erzeugnisse im Hinblick auf die kostenlose Ver- 
teilung dieser Verarbeitungserzeugnisse, 

berechnet anhand der Angaben, die in den Aus- 
schreibungsunterlagen oder sonstigen, den Be- 
stimmungen der gemeinsamen Marktorganisation 
für Obst und Gemüse entsprechenden Verträgen 
enthalten sind und folgendes betreffen: 

— die Beförderung der frischen Erzeugnisse aus 
den Lagergebieten nach den Verarbeitungs- 
betrieben; 

— die Verarbeitungskosten; 

— die Einlagerung und Auslagerung der Ver- 
arbeitungserzeügnisse ; 

b) der gesamten Unkosten der kostenlosen Vertei- 
lung der frischen oder verarbeiteten Erzeugnisse, 
berechnet wie unten angegeben, nach Maßgabe 
der Entfernung zwischen dem Lagerort und dem 
Ort der Verteilung. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586u/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, S. 63 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 94 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 10 
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Entfernung von weniger 
als 25 km 
Entfernung von 
25 bis 200 km 

Entfernung von über 200 km 
und 

B) andererseits: 

a) der Höhe der etwaigen Nettoeinnahmen der 
Interventionsstelle beim Absatz der Erzeugnisse 
gemäß Artikel 7 b Absatz 1 Buchstabe a) zweiter 
und dritter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 
159/66/EWG; 

b) der Höhe der Nettoeinnahmen bei der Abgabe 
der frischen Erzeugnisse an die Futtermittelin- 
dustrie oder die Brennereien; 

c) der Höhe der Nettoeinnahmen beim Verkauf des 
Alkohols, wenn die Destillation für Rechnung 


der von dem betreffenden Mitgliedstaat bezeich- 
neten Stelle durchgeführt wird; 

d) der Höhe der Nettoeinnahmen bei der Abgabe 
bestimmter Arten von Erzeugnissen an die Ver- 
arbeitungsindustrie gemäß Artikel 7 b) Absatz 1 
letzter Unterabsatz der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG. 

Artikel 3 

Diese Verordnung wird 
wirksam am: 

1. Mai 1970 für Blumenkohl, 

1. Juni 1970 für alle anderen Erzeugnisse des 

Anhangs I der Verordnung Nr. 159/66/EWG. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0,5 RE/ 100 kg brutto 

0,7 RE/ 100 kg brutto 
1,0 RE/100 kg brutto 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 988/68 des Rates vom 
15. Juli 1968 über die Finanzierung der Interventionsausgaben 
und der Erstattungen für Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des. Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2591/ 
70 2), 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG des Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätz- 
lichen Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Obst und Gemüse^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2515/69^), ist seit 

1. Januar 1970 nicht mehr anwendbar. Es empfiehlt 
sich daher, die Verordnung (EWG) Nr. 988/68*''), ins- 
besondere Artikel 3, zu ändern. 

Die in der Verordnung Nr. 159/66/EWG vorge- 
sehenen Interventionsbedingungen wurden mit Wir- 
kung vom Beginn der Wirtschaftsjahre 1970/71 ge- 
ändert. Es empfiehlt sich daher, die Geltungsdauer 
der Verordnung (EWG) Nr. 988/68 bis zu diesem 
Zeitpunkt zu befristen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 988/68 erhält 
folgenden Wortlaut: 

„Artikel 3 

1. Die Ausgaben der Mitgliedstaaten mit Aus- 
nahme Italiens werden wie folgt rückvergütet: 

a) bei den sich aus Artikel 6 der Verordnung Nr. 
159/66/EWG ergebenden Maßnahmen entspricht 
die Höhe der Rückvergütungen dem Wert der 
aus dem Handel gezogenen Mengen; bei der Be- 
rechnung dieses Wertes werden die betreffen- 
den Mengen mit dem vom Rat festgesetzten, um 
5 ^/o des Grundpreises erhöhten Ankaufspreis 
multipliziert, auf den gegebenenfalls die An- 
passungskoeffizienten im Sinne von Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG angewandt werden; 

b) bei den sich aus Artikel 7 der Verordnung Nr. 
159/66/EWG ergebenden Maßnahmen entspricht 


die Höhe der Rückvergütung dem Wert der aus 
dem Handel gezogenen Mengen; bei der Berech- 
nung dieses Wertes werden die betreffenden 
Mengen mit dem vom Rat festgesetzten Ankaufs- 
preis auf den gegebenenfalls die Anpassungs- 
koeffizienten im Sinne von Artikel 7 der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG angewandt werden, 
multipliziert. 

2. Die Ausgaben der Italienischen Republik wer- 
den nach der gleichen Methode wie für die ande- 
ren Mitgliedstaaten rückvergütet; dabei gilt als An- 
kaufspreis, der bei der Berechnung dieser Rückver- 
gütung zu berücksichtigen ist, der von der Italie- 
nischen Republik nach Artikel 8 der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG festgesetzte Preis. 

3. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Rück- 
vergütungen dürfen die tatsächlichen Ausgaben der 
Mitgliedstaaten nicht überschreiten." 

Artikel 2 

In Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
988/68 wird der Satzteil „im Sinne von Artikel 12 
Absatz 4 fünfter Unterabsatz der Verordnung Nr. 
159/66/EWG" ersetzt durch „im Sinne von Artikel 3 
Absatz 3". 

Artikel 3 

In der Verordnung Nr. 988/68/EWG wird folgender 
Artikel 6 hinzugefügt: 

„Diese Verordnung ist nicht mehr anwendbar ab: 

1. Mai 1970 für Blumenkohl, 

1. Juni 1970 für die übrigen Erzeugnisse des An- 
hangs I der Verordnung Nr. 159/66/EWG." 

A r t i k e 1 4 

Diese Verordnung gilt ab 1. Januar 1970. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, S. 63 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 10 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 8 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die gemeinsame Marktorganisation für Obst und 
Gemüse hat seit ihrer Errichtung tiefgreifende 
Veränderungen erfahren, die sich auf die Ge- 
meinschaftsfinanzierung ausgewirkt haben. Sie 
wurde durch die Verordnung Nr. 23 des Rates 
vom 4. April 1962 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Obst 
und Gemüse geschaffen, die keine Gemein- 
schaftsfinanzierung umfaßte. 

Durch die Verordnung Nr. 159/66/EWG des Rates 
vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vorschrif- 
ten für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse wurde die Möglichkeit von 
Erstattungen bei der Ausfuhr nach Drittländern 
und von Interventionen auf dem Binnenmarkt 
mit Gemeinschaftsfinanzierung eingeführt. 

2. Hinsichtlich der Interventionen auf dem Binnen- 
markt wurden in Artikel 12 Absatz 4 der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG besondere Bedingun- 
gen für die Gemeinschaftsfinanzierung für den 
Zeitraum vom 1. Januar 1967 bis 31. Dezember 
1969 vorgesehen. 

Diese Bedingungen lassen sich wie folgt zusam- | 
menfassen: 

a) Beschränkung des Gesamtbetrages, der vom 
EAGFL, Abteilung Garantie, rückvergütet 
werden kann, auf 60 Millionen RE im Jahr, 

b) Garantie der Zahlung von 40 Millionen RE im 
Jahr an Italien, wobei der etwaige Unter- 
schiedsbetrag zwischen dieser Summe und der 
im Rahmen der Interventionen auf dem Bin- 
nenmarkt rückvergüteten Summe aus der Ab- 
teilung Ausrichtung des EAGFL zu zahlen ist, 

c) Beschränkung der Rückvergütungen an die 
übrigen fünf Mitgliedstaaten auf insgesamt 
20 Millionen RE im Jahr unter Festlegung der 
Einzelheiten der Rückvergütung und Auftei- 
lung im Falle der Überschreitung. 

3. In der Verordnung Nr. 988/68/EWG des Rates 
vom 15. Juli 1968 über die Finanzierung der 
Interventionsausgaben und der Erstattungen für 
Obst und Gemüse wurden insbesondere die 
Bestimmungen von Artikel 12 Absatz 4 der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG präzisiert und die Ein- 
zelheiten der Berechnung der Rückvergütung für 
die Interventionsausgaben Italiens festgelegt. 

4. Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung Nr. 159/66/ 
EWG und Artikel 3 der Verordnung Nr. 988/68/ 
EWG sind ab 1. Januar 1970 ungültig, soweit sie 
sich auf den Höchstbetrag von 60 Millionen RE 
und die anderen damit zusammenhängenden Be- 
träge beziehen. 

5. Am 9. Dezember 1969 hat der Rat die Verord- 
nung Nr. 2115/69/EWG zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG erlassen. Mit dieser 
neuen Verordnung soll vor allem das System der 


Interventionen auf dem Binnenmarkt verstärkt 
werden, das wie folgt geändert wird: 

— die Gewährung, eines finanziellen Ausgleichs 
an die Erzeugerorganisationen wird nicht 
mehr von der Feststellung einer „Krisenlage“ 
abhängig gemacht; 

— die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs 
und der Ankauf der im Falle einer ernsten 
Krise angebotenen Erzeugnisse sind nicht 
mehr fakultativ sondern grundsätzlich obli- 
gatorisch; 

— die Einzelheiten der Interventionen haben 
einen ausgeprägteren Gemeinschaftscharakter; 

— die Verwendungsarten der aus dem Handel 
gezogenen oder im Falle einer ernsten Krise 
angekauften Erzeugnisse werden in der Ver- 
ordnung näher festgelegt; insbesondere ist 
die Möglichkeit einer kostenlosen Verteilung 
gegebenenfalls nach Verarbeitung vorge- 
sehen, woraus sich die Möglichkeit ergibt, zu- 
sätzliche Ausgaben zu übernehmen; 

— unter gewissen Bedingungen besteht die Mög- 
lichkeit, den Erzeugern Entschädigungen zu 
zahlen, wenn sie Erzeugnisse, die sonst zur 
Intervention angeboten würden, im eigenen 
Betrieb verwenden. 

6. Diese Änderungen machen eine neue Verordnung 
über die Finanzierung der Interventionsausga- 
ben für Obst und Gemüse notwendig, die mit 
Beginn der Anwendung der neuen Interventions- 
vorschriften, d. h. ab 1. Mai 1970 für Blumenkohl 
und ab 1. Juni 1970 für die anderen Erzeugnisse, 
an die Stelle der Verordnung Nr. , 988/68/EWG 
tritt. 

7. Der Rat hat noch andere Interventionsmaßnah- 
men erlassen, die von der Abteilung Garantie 
des EAGFL finanziert werden. Es handelt sich 
um: 

a) Maßnahmen zur Förderung und Gewährlei- 
stung des Absatzes von Apfelsinen und Man- 
darinen aus der Gemeinschaft auf den Ein- 
fuhrmärkten der Gemeinschaft (degressiver 
finanzieller Ausgleich voiii 12. Dezember 1969 
bis 1. Juni 1974, VO Nr. 2511/69; 

• b) Maßnahmen zur Förderung der Verarbeitung 
bestimmter Apfelsinensorten (finanzieller 
Ausgleich für die Verarbeiter vom 1. Januar 
1970 bis 1. Juni 1974, VO Nr. 2601/69 vom 
18. Dezember 1969); 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 965/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 8 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 10 
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c) Erweiterung der Absatzmöglichkeiten für die 
von den Erzeugerorganisationen aus dem 
Handel gezogenen oder im Falle einer ernsten 
Krise angekauften Erzeugnisse (für eine 
Finanzierung kommen die Kosten der Beför- 
derung, Verarbeitung, Lagerung, und kosten- 
losen Verteilung in Betracht: 

VO Nr. 412/70 vom 5. März 1970 für Apfel- 
sinen, vom 6. März bis 31. Mai 1970 und VO 
Nr. 678/1970 vom 16. April 1970 für Äpfel, 
vom 17. April bis 31. Mai 1970; 

d) Genehmigung, Apfel der Güteklassen II und 
III aus dem Markt zu ziehen ohne vorherige 
Feststellung einer Krise (VO 480/70 vom 14. 
März 1970 für die Zeit vom 15. März bis 
31. März 1970). 

Die unter a) und b) genannten Maßnahmen haben 
eine Geltungsdauer von über drei Jahren und 
gehen über den Rahmen der Verordnung Nr. 159/ 
66/EWG hinaus, während die unter c) und d) ge- 
nannten Maßnahmen eine befristete Geltungs- 
dauer bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 1969/ 
1970 haben und die Anwendung der neuen Me- 
chanismen nach Artikel 7 b) und Artikel 6 dieser 
Verordnung nur vorwegnehmen. 

In jeder der Verordnungen ist vorgesehen, daß 
die durch diese besonderen Maßnahmen verur- 
sachten Ausgaben für eine Finanzierung in Frage 
kommen; die Einzelheiten sind derart geregelt, 
daß sie nicht ergänzt zu werden brauchen. 

8. Ein besonderes Problem stellt sich für die Zeit 
vom 1. Januar 1970, dem Tag, an dem die unter 
Ziffer 2 genannten Bestimmungen von Artikel 12 
Absatz 4 der Verordnung Nr. 159/69/EWG ungül- 


tig werden, bis zum Anfang der Wirtschaftsjahre 
1970/1971, den Zeitpunkten, zu denen die neuen 
Mechanismen der durch die Verordnung 2515/69/ 
EWG geänderten Verordnung Nr. 159/66/EWG 
in Kraft treten. 

Da die Interventionsmechanismen für diesen 
Zeitraum die gleichen sind wie für die drei Vor- 
jahre, besteht nach Ansicht der Kommission die 
geeignetste Lösung in einer Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 988/68/EWG, um den Wegfall der 
unter Ziffer 2 erwähnten Bestimmungen Rech- 
nung zu tragen. 

9. Die finanziellen Auswirkungen dieser Vorschläge 
sind dem Anhang zu entnehmen. 

Finanzieller Anhang 

zu zwei Vorschlägen von Rats Verordnungen über 

Interventionen auf dem Sektor Obst und Gemüse 

1. Die zwei Verordnungs Vorschläge bewirken keine 
neuen Ausgaben, sondern legen die Art der 
Finanzierung der seit dem 1. Januar 1970 vorge- 
nommenen Interventionen näher fest. (s. Begrün- 
dung). Diese Interventionen hängen finanziell 
von der Abteilung Garantie des EAGFL ab. 

Der vorliegende Anhang hat den Zweck, die 
finanziellen Aspekte aller Interventionsmaßnah- 
men auf dem Sektor Obst und Gemüse zusam- 
menzufassen. 

2. Für die drei Jahre, in denen der Artikel 12 Ab- 
satz 4 der Verordnung Nr. 159/66/EWG galt, stellt 
sich die Lage nacii den von den Mitgliedstaaten 
geleisteten und dem EAGFL erklärten Ausgaben 
wie folgt dar: 


Tabelle 1 

Ausgaben, die vom EAGFL 1967, 1968 und 1969 berücksichtigt werden 

Mio RE 


Verbuchungs- 
zeitraum EAGFL 

GARANTIE 

Ausrichtung 

Italien 

Garantie und 
Ausrichtung 

Höchstbetrag 
Art. 12 § 4 
VO 159 

5 Mitglied- 
staaten 

Italien 

Insgesamt 

1. Halbjahr 1967 

0,16 

— 

0,16 

20,— 

^ 20,16 

30,— 

1967/68 

0,83 

i 17,03 

17,86 

22,97 

40,83 

60,— 

1968/69 

19,— 

1 8,05 

27,05 

31,95 

59,— 

60,— 

2. Halbjahr 1969 

4,87 

^ 7,62 

12,49 

12,38 

24,87 

30,— 

Insgesamt 

24,86 

32,70 

57,56 

87,30 

144,86 

180,— 


3. Für die vier oder fünf Monate des Jahres 1970, 
in denen die Verordnung Nr. 988/68/EWG, ab- 
geändert nach dem Vorschlag der Kommission 
(2. Entwurf der Verordnung), anwendbar ist, wird 
keine Zahlung an Italien durch die Abteilung 
Ausrichtung mehr vorgenommen werden, noch 
wird ein Höchstbetrag der Ausgaben zu Lasten 
der Abteilung Garantie festgesetzt. 


Auf der Grundlage der den Dienststellen der 
Kommission bekanntgewordenen Interventionen 
kann geschätzt werden, daß die Ausgaben für 
alle während des 1. Halbjahrs 1970 vorgenom- 
menen Interventionen sich auf etwa 20 Mio /RE 
belaufen. 
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4. Von den Wirtschaftsjahren 1970/1971 ab unter- 
liegen alle Mitgliedstaaten endgültig denselben 
Bedingungen hinsichtlich der Finanzierung durch 
den EAGFL, Abteilung Garantie. 

Für die Gesamtheit der Interventionen auf diesem 
Sektor, einschließlich der unter Punkt 7 der Be- 
gründung aufgeführten Sondermaßnahmen, be- 
tragen die für die Haushaltspläne 1970 und 1971 
vorgesehenen Mittel jährlich 40 Mio/RE. 

5. Die Schätzung der finanziellen Auswirkungen der 
•Interventionen auf dem Obst- und Gemüsesektor 
ist wegen der Vielzahl der Unsicherheitsfaktoren 
besonders schwierig und muß daher mit den 
üblichen Vorbehalten benutzt werden. 

Die nachstehende Tabelle 2, die sich auf die An- 
wendung des ersten Ver£)rdnungsentwurfs be- 
zieht, ist anhand der nachstehenden Hypothesen 
erarbeitet worden: 

a) Angewandte Maßnahmen 

Keine Anwendung des Artikels 7 b), Absatz 2 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG (Verwen- 
dung im eigenen Betrieb) 

b) Aus dem Handel gezogene Mengen 

(Artikel 6 und 7 der VO Nr. 159) 
Höchstmengen, die Gegenstand von Interven- 
tionen im Laufe eines der Wirtschaftsjahre 
1967/68, 1968/69 und 1969/70 waren. Es ist zu 
bemerken, daß während dieser Wirtschafts- 
jahre die Interventionen fakultativ waren. 



- V2 

* Tomaten 

: - 20 


- 20 


- 60 

• Pfirsiche, 

- Vs 

Äpfel und 
Birnen 

- Vs 

* Apfelsinen 

: - Vs 


- Vs 


Verwendung in 
frischem Zustand als 
Futtermittel; 

®/o kostenlose Vertei- 
lung in frischem 
Zustand 

Vo Verarbeitung zu 
Saft zum Zwecke 
der kostenlosen 
Verteilung 

®/o Verarbeitung zu 
Konzentrat zum 
Zwecke der 

kostenlosen Ver- 
teilung; 

kostenlose Vertei- 
lung in frischem Zu- 
stand 

Verarbeitung zu Al- 
kohol; 

kostenlose Vertei- ' 
lung in frischem Zu- 
stand 

kostenlose Vertei- 
lung nach Verarbei- 
tung zu Saft. 


Kosten des jeweiligen Bestimmungszwecks 


c) Durchschnittlicher Rüdcnahmepreis 

Niveau des den Erzeugerorganisationen ge- 
währten finanziellen Ausgleichs für Erzeug- 
nisse der Güteklasse II - allgemeines Mittel 
der anderen Koeffizienten unter Berücksichti- 
gung der nach den verfügbaren Informationen 
möglichen Richtungen. 


- kostenlose Verteilung : die im ersten 

V erordnungsent- 
wurf vorgesehe- 
ne mittlere Ent- 
fernung, d. h. 
zwischen 25 und 
200 km 


d) Bestimmungszweck der Erzeugnisse 
(Artikel 7 b) Absatz 1) 

Mengenaufteilung : 

^ Blumenkohl ; - V 2 kostenlose Vertei- 
lung in frischem Zu- 
stand 


Verarbeitung zu Saft 
und Konzentrat 

zu Alkohol 


: Schätzungen 

: Die Kosten wer- 
den durch die 
Einnahmen ge- 
deckt. 
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Tabelle 2 

Schätzung der finanziellen Auswirkungen der Interventionen, 
deren Finanzierung in Artikel 1 des ersten Verordnungsentwurfs 
vorgesehen ist. 



Rücknahmen 

Verarbeitung 

Kostenlose Verteilung 

Gesamt- 
kosten 
(1000 RE) 

Erzeugnisse 

Mengen 
(1000 T) 

Durch- 

schnittspreis 

(RE/T) 

Kosten 
(1000 RE) 

Mengen 
(1000 T) 

Kosten 
(1000 RE) 

Mengen 
(1000 T) 

Kosten 
(1000 RE) 


(a) 

(b) 

(c = axb) 

(d) 

(e) 

(f) 

(g) 

h=(o + e+g) 

Blumenkohl 

40 

27 

1 080 


• 

20 

140 

1 220 

Tomaten 

15 

31 

465 

12 

1 450 

7,2 

50 

1 965 

Pfirsiche 

100 

64 

6 400 

66 

Alkohol 

33 

231 

6 631 

Birnen 

200 

35 

7 000 

130 j 

Alkohol 

65 

455 

7 455 

Äpfel 

300 

39 

11700 

200 

Alkohol 

100 

700 

12 400 

Apfelsinen 

1 85 

64 

5 440 

57 

i 

1 710 

62 

434 

7 584 




32 085 


3 160 


2 010 

37 255 


6. Für die gesamten Interventionen auf diesem Sek* 
tor einsdiließlich der unter Punkt 7 Buchstaben a) 
und b) der Begründung genannten Sondermaß- 
nahmen, deren durchschnittliche jährliche Kosten 
für die Jahre 1971 bis 1973 auf 3 Millionen RE 
veranschlagt werden, können die Gesamtkosten 
auf etwa 40 Millionen RE jährlich geschätzt wer- 
den, wobei Einverständnis darüber besteht, daß 
die jährlichen Schwankungen bedeutend sein 
können. 
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